
Bundessozialgericht

6.km
5/86 Im Namen des Volkes

Verkündet ' Urteil
am 21. November 1986 '

in deerechtsshen
„

Klägerin, Revisionsklägerin und

Revisionsbeklagte,

Beklagte} Revisionsklägerin und
Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: ....... ....._ ........ ,

beigeladen: «'
1) ..J........‚ ........ . .................... ,

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 21. November 1986

für Recht erkannt:
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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom

23- Oktober 1985
- L 11 Ka 61/85

— wird zurückgewiesen.

Auf die Revisionen der Beklagten und des Beigeladenen zu 1)

wird das Urteil des Landessozialgerichts inSowéit aufge—

höben, als die Beklagte verurteilt wörden'ist, an‚die Klä—

gerin 61.513,16 DM Zug um Zug gegen Abtretung der der

Klägerin in dieser Höhe zustehenden Ansprüche gegen den

_
Beigeladenen zu 2) zu zahlen. Die Sache wird insoweit an

Adas Landessozialgericht zu neuer Verhandlung
und

Entschei—

dung zurückverwiesen.

G r ü n d e

Die Beteiligten stréiten'über einen Anspruch auf Erstattung von

gezahlter Gesamtvergütung, mit dem die Beklagte aufgerechnet hat,

weil der Beigeladene zu 2) Honorar für nieht erbrachte Leistungen

abgerechnet habe.

Der Beigeladene zu 2) war als Kassénzahnarzt niedergelassen und

Mitglied der Klägerin. In den Quartalen I/1974 bis 1/1978 rech—

nete er Material— und Laborkosten für kieferorthopädische Be—
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handlungen auf Rechnungsformularen mit dem Kopf des Zahnteché

nikermeisters w. ab. Die Formulare waren aber vom Beigeladenen

"zu 2) Selbst ausgestellt und gegenüber_dem wirklichen Rechnungen

des Zahntechnikermeisters W. um insgesamt 96.085,64 DM überhöht.

IMit Schreiben vom 24. März 1980 an die Klägerin beanstandete die

Beklagte die Rechnungen. Die Klägerin berichtigte die Honorarab—

rechnungen des Beigeladenen zu 2) entsprechend und forderte Er—

stattung von 96.085,64 DM (Bescheid vom 4. Juni 1980). Die_da—

gegen gerichtete Klage wies das Sozialgericht (SG) Münster ab

(rechtskräftiges
Urteil vom 10. April 1984). Zu dem Verfahren

war die
Beklagte

beigeladen. Der Beigeladene zu 2) ist inzwischen

verzogen und
unbekannten_Aufenthalts. Verwertbares Vermögen ist

in der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr vorhanden. Nunmehr

verlangt die Beklagte von der Klägerin Erstattung der

96.035,64 DM.

'Rückzahlung eines weiteren Betrages von 11.413,16 DM fordert die

Beklagte wegen der Abrechnung nicht entstandener Material— und

Laborkosten für kieferorthopädische Behandlungen in.den Quar-

talen
II)1978

bis IV/1979.
In

dieser Zeit war der Beigeladene

zu 2) in M. niédergelasSen und Mitglied
der

Kassenzahn—

ärztlichen Vereinigung (KZÄV) Hessen. Der RVG—Prüfungsaus—

schuß III bei dieser KZÄV stellte einen sonstigen Schaden der

Beklagten in Höhe Von 11.ü13‚16 DM fest. Indessen hob der Be-

schwerdeausschuß
den Beschluß wegen

fehlender Zuständigkeit
der

Prüfuhgsgremien auf und gab das Verfahren an die Verwaltung der

KZÄV Hessen ab, wo es noch anhängig ist. Die_Beklagte verrechne&é2

ihre Forderung von (96.085,6H DM + 11.H13‚16‚DM :) 107.ü98,80 DH
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gegen Forderungen der Klägerin für kieferorthopädisohe Leistungen

-für das Quartal IV/1979.

Schließlich machte die Beklagte
gegenüber

der Klägerin einen Er«

stattungsanspruch von weiteren
393.633,57

DM geltend. Diese For;

derung stützt sie darauf, daß der Beigeladene zu
2l bei den Ab—

rechnungen für konservierende chirurgische kassenzahnärztliche

Leistungen und nicht nur_bei den Rechnungen des Zahntechniker-

meisters w.
nachueisbar

Manipulationen vorgenommen habe. Die

Höhe der Forderung ergibt sich aus einer Kürzung der abgerech—

neten Fallwerte des Beigeladenen zu 2) für konservierend—chirur—

gische kassénzahnärztliche Leistungen in den Quartalen 1/1972

bis 1/1980 auf die durchschnittlichen Fallwerte aller Kassen-

zahnärzte im Bereich der Klägerin. Von der Gesamtforderung-

(393.633.57 DM) hat die Beklagte als Teilbetrag 50.000‚__ DM ge—

gen die Gesamtvergütung für das Quartal 1/1981 aufgerechnet.

Das SG hat die Beklagte verurteilt, an die Klägerin
157.498.80

DM

(96.085,64 + 11.413,16 + 50.000‚—— DM) zu zahlen Zug um Zug gegen

Abtretung der der Klägerin zustehenden
Ansprüche gegen den Beie

geladenen
zu 2), höchstens jedöch bis zur Höhe der Klagefor—

derung. Dieses
Urteil hat

das Landessozialgericht (LSG) insoweit

abgeändert, als es den
von

der
Beklagten

zu zahlenden Betrag auf

61.ü13‚16 DM bestimmt und die Klage im
übrigen.abgewiesen

hat.

Zur Begründung hat das
LSG

ausgeführt, der Anspruch der Klägerin

auf Zahlung der GesamtVergütung für das Quartal IV/1979 sei in

Höhe von 96.085,64 DM
durch.Aufrechnung

erloschen. Der Anspruch

der Beklagten stehe aufgrund_der Rechtskraft des Urteils des SG
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Münster vom 10. April 198H zwischen der Beklagten und dér Klä—

gerin fest und richte sich auf Rückzahlung des Teils
der

Gesamt-

vergütung, den die Beklagte
der

Klägerin für die
vermeintlichen

kieferorthopädischen Leistungen des Beigeladenen zu 2) zu
Unrech£

gezahlt
habe. Der Erfüllung des Erstattungsanspruchs könne die

Klägerin nicht durch Abtretung ihres Rückzahlungsanspruchs gegen

den Beigeladenen zu 2) begegnen; insbesondere komme S‘2ü des

Bundesmantelvertrages—Zahnärzte (EMV—Z)
nicht zur Anwendung, denn\

für die Entscheidung über die
Rückforderung

wegen des Voräurfs

der Abrechnung nicht erbrachter Leistungen seien die
Prüfungs—_

instanzen nicht zuständig. Zu Recht habe sich
vielmehr

die Klä—

gerin für zuständig gehalten, In den Kompetehzbereich der Kläge-

'rin gehöre nicht nur die Feststellung
des

Fehlverhaltens eines

Kassenzahnarztes; sondern grundsätzlich auch das Risiko der

Durchsetzung eines Schadensersatzanspruchs, denn sie hafte auf-

grund ihrer Gewährleistungspflicht den Kassen für die Folgen

einer nicht den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden kassen-

zahnärztlichen Versorgung.
Die

Berufung
der Beklagten sei dagegen

unbegründet,
soweit

sie zur Zahlung von
61lü13‚16

DM verurteilt

worden
seil

Der
Beklagten stehe

wegen der unrechtmäßigen Abrech—

nung des Beigeladenen zu 2) für konservierend—chirurgische Lei—

stuhgen
in den Jahren von 1972 bis 1980 keine aufrechenbare

Gegenforderung in Höhe von 50.000,—_ DM zu. Die Beklagte bringe

vor, das staatsanwaltliche
Ermittlungsverfahren

sei insoweit we—

gen Vorliegens der Voraussetzungen des S 20 des Strafgesetzbuchen_

(StGB) eingestellt worden; es sei deshalb davon auszugehen, daß.

der Beigeladene zu 2) zu einer ordnungsgemäßen
Abrechnung

nicht

in der Lage gewesen sei. Dieses Vorbringen sei unschlüssig. Mit

_6_‘JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


einem Ersätzanspruch wegen unwirtschaftlicher Behandlungsweise

könne die Beklagte nicht
aufrechnen._bie

Prüfgremien
hätten über

alle Prüfanträge der Beklagten bestandskräftig entschieden; die

IÜberprüfung
der Behandlungsweise in den Quartalen vor III/1973

sei nach 5.3 Abs 2 der Verfahrensordnung gemäß 5 22 Abs-6'BMV—Z

(Anlage 4) ausgeschlossen. Die Klägerin
müsse

der Beklagten le—

diglich den_mit Beschluß des
BVD-Prüfungsbeschwerdeausschusses

rom
29. April 1981 festgestellten Schadensersatzanspruch über

21.505,85 DM abtreten. Voraussetzung für einen Erstattungsan—

spruch der Krankenkassen
wegen nicht erbrachter Leistungen eines

Kassenzahnarztes sei, daß
ein

solcher Tatbestand und die Rechts—

folge
eines

Behadens— oder Erstattungsanspruchs in der konkreten

Höhe zuvor von den zuständigen Gremien in dem dafür festgelegten

Verfahren festgestellt werden sei. Den Anspruch in Höhe von

11.413,16 DM hätte die Beklagte in dem abgeschlossenen Verfahren

geltend machen müssen_

Die Klägerin, die Beklagte und der Beigeladene
zu 1) haben Revi—

sion eingelegt.

Die Klägerin beantragt,

unter teilweiser Aufhebung des
Urteils

des_

Landessozialgerichts Essen v0m 23. Oktober 1985

— L 11 Ka 61/85
— die Beklagte zur Zahlung von

weiteren 96.085,64 DM zu verurteilen sowie

'die Revisionen der Beklagten
und

des
Beigeladenen

zu 1) zurückzuweisen.
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Die Beklagte und der Beigeladene zu 1)
beantragen;

unter klagebwéisender Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts

Münster
von

2. April 1985 das

Urteil des Landessczialgeriöhts für das Land

Nordrhein—Westfalen
vom 23. Oktober 1985

— L 11 Ka 61/85 - insoweit
aufzuheben,

als

Irdie Beklagte zur Zahlung von 61.413,16 DM

verurteilt worden.ist.

\

II

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet. Zutreffend-hat das

LSG die Leistungsklage in Höhe von 96.085,64 DM abgewiesen.

Der Anspruch der Klägerin auprahlung der Gesamtvergütung für
das.

Quartal
IÜ/1979

ist in dieser Höhe
durch Aufrechnung

erloschen.ö

'Im öffentlichen Recht ist die Aufrechnung unter den Vorausset—'

zungen der
Gegenseitigkeit,

Gleichartigkeit und Fälligkeit der

beiderseitigen Forderungen tvgl
% 387

Bürgerliches
Gesetzbuch

-BGB-) jedenfalls dann zulässig, wenn sich, wie hier, zwei öf—

fentlich—rechtliche
Körperschaften gleichgeordnet gegenüberstehé■

und beide F0rderungen dem_öffentlicheh Recht angehören (BSGE 31,

l24, 29). S 51
Sozialgesetzbuch

— Allgemeiher_Teil - (SGB I), der

die Aufrechnung des Leistungsträgers.gegen Ansprüche auf Geld—

leistungen regelt, kommt nicht zur Anwendung, da er nur Geldlei—V

stungen iS des 5 11 SGB I (Sozialleistungen) betrifft.
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Der
Beklagten

steht ein fälliger Anspruch auf Zahlung von

96.085,6ü DM gegen die Klägerin zu. Nach den Feststellungen des

LSG
verrechnete

die Beklagte die
Forderung auf Zahlung

der Ge—

samtvergütung für das Quartal 1/1979 mit einem Erstattungsan—

spruch wegen unrechtmäßiger Abrechnungen in den Quartalen I/1974.

bis 1/1978. Dabei handelt es sich um einen AnSpruch auf Erstat-

tung der
in diesen Quartalen gezahlten Gesamtvergütung in der

stréitigen Höhe. Der nach
Rechtsprechung

und Rechtslehre aus den

allgemeinen Grundsätzen des
Öffentlichen

Rechts hergeleitete Er—

Stättungsanspruch
gebietet es, daß Leistungen, die eines recht—

lichen Grundes entbehren‚ zurückzuerstatten sind.-Im einzelnen

ist der
öffentlich—rechtliche

Erstattungsanspruch in allen
Fällen

anzuerkennen, in denen im Rahmen
eines-öffentlich—rechtlichen

Rechtsverhältnisses Leistungen ohne rechtlichen Grund erbracht

oder sonstige rechtsgrundlose Vermögensverschiebungen vorgenommen

worden sind (BSGE 38, 36, 47 mwN; HS, 221, 222; 45, 296, 300; HT,

109, 110). Der
Anspruch

kann einem Träger öffentlicher Verwaltung

gegenüber einem anderen Träger zustehen (vgl BSGE “5, 221, 222;

H7, 109,
l10).

Für den Anspruch der Beklagten gegen die Klägerin

gelten nicht die
Vorschriften der

55 102 ff SGB — Verwaltungs—

verfahren —
(SGB X). Es handelt sich weder bei der Gesamtvergü-

tung noch bei den Hoheraren an
den

Kassenzahnarzt um "Sozialleie

stungen" 18 der 5% 102 ff SGB X. Auch im übrigen sind diese Vor—

schriften nicht einschlägig, denn es handelt sich nicht
um

Fälle

von
uorläufigen

Leistungen
oder

eines nachträglichen Entfallens

des Anspruchs; auch hat die Beklagte nicht als nachrangig ver-

_
pflichtéter oder unzuständiger Träger Leistungen erbracht.k
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Die Beklagte hat die Gesamtvergütung
an die Klägerin in den

Quartalen 1/1974 bis 1/1978teilweise, närrilich in Höhevon
96.085,64 DM ohne Rechtsgrund gezahlt. Für ihre Zahlungen in

dieser Höhe waren Rechtsgrund
entsprechend

abgerechnete Leistun-

gen des Beigeladenen zu 2). Die Krankenkasse entrichtet die Ge—\

samtvergütung nach Maßgabe des
Gesamtvertrages

für die gesamte

kassenzahnärztliché Versorgung mit befreiender Wirkung (% 368f

Abs 1 Reichsversicherungsordnung —RVO—); In dem zwischen der

Klägerin und der Beklagten geltenden Bezirksvertrag für Kassen—

zahnärzte vom 16. November
1959

ist eine Gesamtvergütung nach

Einzelleistungen (%
368g Äbs 3 EVO idF des

Gesetzes
über Kassen—

arztrecht vom 17. August 1955 —BGBl I 513—) vereinbart werden.

Die Gesamtvergütung wird nach der
Summe der im Kalenderviertel—

jahr
für die

Krankenkassen
berechneten und nachgewiesenen Lei-

stungen bestimmt, die Leistungen werden nach der neuen
kassene

zahnärztliéhen Gebührenordnung bemessen (% 14 des Vertrages).

‘Anstelle'der
neuen kassenzahnärztlichen Gebührenordnung war spä—

ter der
Bewertungshaßstab

für die kassenzahnärztlichen Leistungen

(Bema) zugrunde zu legen (vgl Regelungen-zum Kassenzahnärztrecht

. in WeStfalen—Lippe Vom 30.
duni 1916_idF

vom
28.

Juli 1977).

' Die Gesamtvergütung wurde jedenfalls stets nach
Einzellei$tungen

berechnet; diese Waren ihr Rechtsgrund.

An dem Rechtsgründ für die Zahlungen der
Beklagten

hat es in Höhe

von 96.085,64 DM gefehlt.
Der

Beigeladene zu 2) hat die ent—

sprechenden abgerechneten
Leistungen

nicht erbracht. Dies ergibt

sich aus den Feststellungen des LSG und ist
awischen

den Betein

ligten unstreitig. Die Klägerin hat deshalb die Abrechnungen de$
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Beigeladenen zu 2) berichtigt und mit dem bindend
gewordenen

Be—

scheid vom 4._Juni 1980 einen Erstattungsanspruch geltend
ge-

macht. Es ist keinerlei Anhaltspunkt dafür zu erkennen und auch

von keiner
Seite

geltend gemacht, daß sie etwa von
falschen

An—

nahmen ausgegangen sein könnte und die Leistungen doch erbracht

werden sind. Entgegen der Meinung des
LSG

ergibt sich das Fehlen

des
rechtlicheanrundes

in Höhe von 96.085,64 DM dagegen nicht

aus der Rechtskraft des Urteils des SG Münster
vom 10; April

198”. Das SG hat damit die Klage gegen den
Bescheid

vom #.
Juni‘

1980 abgewiesen. Somit steht zwischen den Beteiligten des Ver-

fahrens vor dem SG fest, daß die Klägerin einen Erstattungsan—

spruch
in Höhe von 96;085„64 DM gegen den Beigeladenen zu.2)

hat. Zu Unrecht folgert aber das LSG, daß sich daraus auch eine

Bindungswirkung_für das Rechtsverhältnis zwischen der Beklagten

und der Klägerin auf Rückzahlung der Gesahtvergütung ergibt..Die

Réchtsverhältnisse der KZÄV zu den Kassenzahnärzten und zu den

Krankenkassen sind streng zu trennen'(B8GE 31, 23, 28). Mit der

Entscheidung über die Erstattung_des dem Zahnarzt gezahlten Ho-

norars hat die Klägerin nicht in das Rechtsverhältnis
zwischen

ihr und
der

Beklagten
eingegriffen (vgl

zur Wirkung von Ent—

scheidungen
der Prüfungsinstanzen Urteil des Senats vom

15. April 1986 — 6 RKa
27/84

— mwN). Für dieses Rechtsverhältnia

ist das Bestehen
eines Erstattungsanspruchs

der KZÄV gegen den

Kassenzahnarzt unerheblich. Die Beklagte als Beigeladene im Ver—

fahren-vor dem SG Münster kann sich
zwar-darauf

berufen, daß der

Erstattungsanspruch der Klägerin gegen den
Beigeladenen

zu 2)

bindend geregelt ist. Indessen ist mit der Rechtskraft des Ur—

teils nicht ihr Erstattungsanspruch gegen die Klägerin oder eine
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Voraussetzung dieses Anspruchs geregelt. Der Anspruch der Be—

klagten auf Erstattung der Gesamtvergütung ist vielmehr deshalb

gegeben, weil der Beigeladene zu 2) abgerechnete Leistungen night

erbracht hat.

Die vertraglichen Regelungen zwiscnen der Kiäferin und der Be—

Klagten enthalten Keine Bedingungen für die Geltendmachung von

-Erstattungsansprüchen. Insbesondere ist diese nicnt an irgend■

welche Fristen gebundeh.

' Der Erstattungsanspruch der Beklagten ist ferner nicht dadurch

ausgeschlossen oder beeinträchtigt, daß die Klägerin ihren Er—

Stattungsanspruch gegen den
Beigeladenen

zu 2) nicht menr realim

sieren kann. Im vorliegenden Fall ist nicht darüber zu entschei—

den, ob es der
öffentlichen

Hand wegen des Gruhdsatze8 der.Ge—

setzmäßigxeit der Verwaltung grundsätzlich versagt ist, sich auf

die Entreicherung zu berufen (vgl BVerQGE 71, 85, 59) und
inwie;

weit dies auch für den Erstattungsanspruch eines Trägers öffent—

licher Verwaltung gegen einen anderen gilt. Der Anspruch der
Be;

klagten gegen die Klägerin
ist jedenfalls nicht auf Erstattung

des noch Vorhandenen beschränkt. Mit einer solchen Beschränkung

wird das Vertrauen des Bereicherten geschützt (BVerwGE 36, 108,

113). Gegenüber dem Vertrauensschutz der KZAV
konnt

acer ihrer

Gewährleistungspflicht das größere Gewicht zu, sie schließt

grundsätzlich die Berufung auf den Wegfall der Bereicnerung
aus.

Das LSG hat die Risikoverteilung zwischen KEÄV und Krankénxassém

aufgrund der
Gewährleistungspflicht

im einzelnen zutreffend;äara

gelegt. Ob die KZÄV den Krankenkassen aus dieser Pflicht fürqd$&
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Folgen aller Fehler haftet, die aus der Verletzung der öffente

lich—rechtlichen Verplichtungen der Kassenzahnärzte gegenüber der

KZÄV
entstehen

(Vgl Peters,
Handbuch der Krankenversicherung‚l

Stand Juli 1985 @ 368n Anm 2 b = S 17/1797), kann dahingestellt

bleiben. Es mag sein} daß die KZAV nur für solche Fehler haftet,

die sie selbst zu vertreten hat
(Heinemann/tiebold,

Kassenarzt—

recht 5.
Aufl

Band 1 RdNr C 704). Die Haftung für Fehler ist

indessen zu unterscheiden vbm Bestehen
der

Gewährleistungs—

Ipflicht.
Auf diese hemmt es hier allein an. Es Kann

dahingestellt

bleiben, ob die Klägerin bei ordnungsgemäßer Erfüllung ihrer Ge—

währleistungspflicht die Überzahlungen an den
Beigeladenen

zu 2)

hätte vermeiden_oder rechtzeitig zurückfordern
können?

Auch wenn

ihr keine Fehler vorzuwerfen sind, kann ihr doch nicht das Recnt

zügestanden werden, sich gegenüber der Krankehxasse auf-den Weg—

fall der Bereicherung zu berufen. Die KZÄV übernimmt den Kassen

gegenüber
die

Gewähr dafür, daß die
kassenzahnärztliché‚Versor—

gung
den gesetzlichen und vertraglichen Erfbrdernissen entsprient

(% 368n Abs 1 EVO). Zu den_wese■tlichen Erfordernissen der kas—

.senzahnärztlichen Versorgung gehört auch die-sorgfältige und’

wahrheitsgemäße Abrechnung
der Leistungen.

Die KZÄV hat sie zu

-gewährleisten. Gegenüber den Krankenkassen hat sie deshalb bei

der Zahlung der
Gesamtvergütung

nicht nur die Stellung des Emp—

fängers einer Vermögensversahiebung. Ihre darüber hinausgehende

Gewährleistungspflicht steht dem Schutz ihres Vertrauens entge—

gen, denn sie kann nicht Vertrauensschutz für einen Rechtsgruné

begehren, den sie gerade selbst gewährleisten soll.

Die Bestimmung des & 24 EMV—Z steht„ wie das LSG ebenfalls zu-
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treffend dargelegt hat, dem Erstattungsanspruch der Bexlagten

;
über 96.085,b9 DM nicht entgegen. Die Aufrechnung durch die Be-

xlagte Kann die Klägerin nicht durch eine Actretnng ihres ■r-

stattungsanspruchs gegen den Beigeladenen zu 2) ausschließen. in

3 2H BHV—Z ist ein
Schadensersatzansprucn

der
Kranaenxasse

gegen

die KZÄV geregelt. Der Schaden muß
dadurch entstanden sein, daß

der Kassenzahnarzt (oder eine Person, fdr die er haftet) bei der

Erfüllung der Kassenzahnärztlichen Pflichten die nach
den

Um—

ständen erforderliche Sorgfalt außer acht gelassen hat; der

Schaden muß durch die Prüfungseinrichtungen
festgestellt

werden

sein. Im_Fall des Vorwurfs ier Abrechnung nicht erbrachter Lei—

stungen sind die Prüfungseinrichtungeh nicht zur Entscheidung

berufen (ses SozR 5540 -5 34 saw—äm—1'). Vielmenr muß die m;,v

diese Prüfung selbst rornehmen‚ wie im vorliegenden Fall auch

geschehen ist„ Die
Regelung des % 24 BHV-Z nenn nieht über ihren

Wortlaut hinaus auf Fälle der vorliegenden Art angewendet
werden.i

Mit der Vorau33etzung einer Feststellung durch die Prüfungsin—

stanzen wird an die Bestimmungen der 35 20 ff EMV—Z angeknüpft,

insbesondere an 3 23 Abs 1 Satz 2. Den Prüfungsinstanzen sind

darin bestimmte Aufgaben
zugewiesen,

die zur
Wirtschaftlich-

keitsprüfung gehören
oder mindestens innerhalb des Rechtszweokä

der Gewährléi$tung einer
wirtschaftlichen

Versorgung der Kranken

liegen (BSG aaO). Dazu gehört nicht die Feststellung, daß Lei—.

stungen nicht erbracht sind. Die Vorschrift des 3_2ü SMV—Z ist

eine spezielle Regelung für.den Fall scnuldhafter Pflichtverlet-

zungen des Kassenzahnarztes
in dem Bereich, in dem die Prüfungs—

instanzen zuständig sind und soll einen Scnadensersatzanapruoh

begründen. Deshalb kann nicht angenommen werden, daß sie für alLa
\
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_anderen Ansprüche, also auch gesettiiche oder aus allgemeinen

Rechtsgrund3ätzen abgeleitete Ansprüche, ebenfalls gilt. Es hatte

einer eindeutigen Regelung bedurft,
wenn die Vertragspartner das

_gesamte Risixo einer nicht
ordnungsgemäßen Sicherstellung

der

Kassenzahnärztiichen Versorgung hätten den KranxenkasSen anfer—

legen wollen, zumal dadurch die GewährleiStungspflicht der

KZÄVPen völlig entleert werden wäre. Soweit die Prüfungseinrich—

tungen zuständig sind, erscheint eine Entlastung der KZÄV eher

gerecntfertigt, weil sie in diesem Bereich mindestens für die

Feststellung des Schadens nicht zuständig ist und allenfalls

mittelbar und nicht im Einzelfall-etwas zur Abwendung des Scha—

dens tun Kann.

Die
Revisibnen

der Beklagten und des Beigeladenen zu 1) sind im

Sinn der Zurückverweisung begründet. Die Beklagte hat auch inso—

weit die Aufrechnung erklärt, und zwar gegen die unstreitige

Forderung der Klägerin auf Zahlung der Gesamtvergütung für die

Quartals IV/1979 und I/1981„ Aufgrund der Feststellungen des LSG

kann der Senat aber nicht abschließend entscheiden, ob der Be—

klagten ein Ansprucn auf Zahlung
von b1.äl3,16 DM zusteht. Die

Bexlagte hat diese Forderung darauf gestützt, daß der Beigeladene

zu 2) Leistungen in dieser
Vergütungshöhe

abgerechnet aber tat-

sächlich nicht erbracht habe.

Entgegen der Meinung des LSG setzt der Anspruch der Bexlagten.a&f

Erstattung von Gesamtvergütung wegen zu Unrecht abgerechneter

Leistungen nicht voraus, daß der Tatbestand und die Rechtsfoige

eines Anspruchs zuvor in einem Verfahren der KZÄV gegen den Bei—
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geladenen zu 2) festgestellt werden sind.
Wie dargelegt, ist<ääg

Verfahren nach
5,24

BHV—Z beim Erstattungsanspruch wegen der

Vergütung nicht
erbrachter Leistungen nicnt anzuwend£■- QuS£ändia

für die Berichtigung von Honorarecrechnungen aus diesem Grund i€+r

‘die KZÄV..Dem LSG mag darin zuzustimmen sein, das es sich uei:dgr

'Abrechnung nicht erbrachter-Leistungen um sonsti■e äängel iS d£$

@ 1 Abs 2 der Verfahrensordnung gemäß 3 28 Abs 0 BüV—Z(Anlage &}

handelt und die KZÄV'nacn dieser Vorschrift solche Mängel auf

Beanstandung
von Krankenxassen abzustellen hat. Es mag ferner

regelmäßig geboten sein, das Verfahren nach ä‘l Abs 2 der Ver_

fahrensordnung mit
der

Rücxforderung des überzahlten Honorars_v0nq

Kassenzahnarzt vor der Entscheidung über den‚Erstattungsaneprucht

der Kran5enxasse ge en die KZÄV durcnzuführen. Da acer im vor»@

iiegehden Fall der beigeladene Kassenzahnarzt nicht mehr er-

reichbar ist, Kann'im Verfahren der K5ÄV gegen ihn der Sachver-

halt nicht besser aufgeklärt werden als im Verfahren zwischen der-

KZÄV und der Beklagten.

Die Geltendmachung des Erstattungsanspruchs der Kranaenkasse

setzt nicht zwingend voraus, daß vorher ein Verfahren nach % 1

Abs 2 der Verfahrensordnung durchgeführt werden ist. Weder ge—

setzlich noch in den für die Beteiligten geltenden vertraglichämu

("
['

Vereinbarungen ist eine solche Uerfahrensvoraussetzunelgeregel

Die KZÄV kann sich nicht darauf berufen, daß die Feststellung, otä

abgerecnnete Leistungen tatsächlich erbracht werden sind eder

nicht. ausschließlich
im Verfahren nach @ 1 Abs 2 der Verfahe

rensordnung zu treffen seien. Die Berichtigung der äbrecnnung “”l

die Entscheidung über die Rückforderung des Honorars greifen
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nicht
in das Rechtsverhältnis zwischen der Krankenkasse und der

KZÄV ein. An dem Verfahren zwischen KZÄV und Kassenzahnarzt ist

die Krankenkasse deshalb nicht notwendig beteiligt. Wenn die

Krankenkassen
an dem Verfahren beteiligt werden„dann mag das

rechtliche Interesse wegen ihrer Aufgabe der Mitwirkung an der

Sicherstellung der kassenzahnärztlichen Versorgung (5 368 Abs 1

EVO) gegeben sein. Auch eine durch die-Beteiligung herbeigeführte

Bindung der Krankenkasse an die Entscheidung würde aber nichts

daran ändern, daß die
Entscheidung

inhaltlich nicht ihr Rechts;

verhältnis
zur KZÄV betrifft. Es besteht auch kein

Anhaltspunkt

dafür, daß die Prüfung und Feststellung, ob Leistungen tatSäch—

lich
erbracht

oder nicht erbracht worden sind, dem Verfahren nacn

@ 1 ADS-2 der Verfahrensordnung vorbehalten seien —
anderes gilt

für das Verfahren
der'Wirtschaftlichkeitsprüfung,

wie darzustel—

len sein wird.

Die Beklagte hat einen Anspruch auf Erstattung der Gesamtvergü-

tung, soweit sie für nicht erbrachte Leistungen gezahlt worden

ist. Dazu hat
sie

vorgebracht, wegen der nachgewiesenen Manipu— r'\

latiohen des
Beigeladenen zu 2) sei dessen gesamte Abrechnung in_

Frage
zu stellen, es

sei
jetzt seine Sache, seine Forderungen

nachzuweisenj Zwéifel'an
der Abrechnung bestünden auch deshalb,

‘weil der Beigeladene zu 2) Karteikarten aus der Prakiä mit nach

Hause genommen habe, um.dort Eintragungen vorzunehmen und weil er

sich über Jahre hinweg im Zustand der Schuldunfähigkeit im Sinn

des StGB befunden habe._Das LSG hat
ausgeführt,

die Schulduqfä—

higkeit habe nichts mit der
Fähigkeit

zur Erbringung kasSenärzt—

licher Leistungen und mit der Wirksamkeit der Abrechnung zu tun,
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Indessren.
gilt auch fiir die reine

LeiStungsl<lage nach 5 51! Abs 5

Sozialgerichtsgesetz (SGS) die
Amtsermittlungspflicht.

Das LSG

hätte ermitteln müssen, 00 und in welcner Höhe der Beigeladene

Izu 2) abgerechnete Leistungen nicht erbracht hat. Diesbezüglich

hat das LSG aber Keine hinreichenden
feststellungen getroffen.

Die Sache ist deshalb zu neuer
Verhandlung

und Entscheidung an

die Vorinstanz zurücktuverweiseh. Wenn das LSG aufgrund der neuen

Verhandlung feststelltr daß die
Abrechnungen

des Beigeladenen

zu 2) in nicht ganz geringem Umfang unrichtig waren, wird es

darüber zu entscheiden haben, ob dadurch über die
konkreten

Feststellungen hinaus der Beweis für die Nichterbringung-von

Leistungen
erleichtert

wird; die
Begeislast trägt nach den all-

gemeinen Grundsätzen zunächst die Beklagtef'Das LSG wird sich je-

nach dem Ergebnis der Ermittlungen auch vor die Aufgabe gestellt

_sehen, aufgrund der besonderen Umstände des Einzelfalls zu ent—

scheiden, ob eine Schätzung des Umfangs der nichterbrachten

Leistungen zulä351g ist.

Gegenstand der erneuten Verhandlung vor
den

LSG ist allerdings

nicht nur, ob die abgerechneten Leistungen tatsächlich-erbracht?

sind, sondern auch, ob die Behandlungsweise des Beigeladenen

;u 2) unwirtschaftlich war und die Forderung der Beklagten_aus

diesem Grund gerechtfertigt
ist.

Indessen hat das LSG mit Recht

entschieden, daß die UnWirtschaftliehkeit der Behandlungsweise
‘

des Beigeladenen Zu 2) nur
insofern

zu einer Einschränkung des

Anspruchs der_Klägerin führt, als der Beklagten Zug um Zug die

Ansprüche
gegen den Beigeladenen zu 2)

abzutreten
sind. Dies er—

gibt sich aus den Vorschriften über die Errichtung der Prüfungs—
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und Besehwerdeäusschüsse und ihr Verfahren.sowie aus der
Bestima

mung
des

S 24 EMV-Z.
Zur

Überwachung der Wirtschaftlichkeit der

kassenzahnärztlichen Versorgung im einzelnen haben die KZÄV'en

Prüfungs- und Beschwerdeausschüsse zu errichten. Nach % 368n

Abs 4 iVm Abs 5 EVO idF des Gesetzes über Kassenarztrecht vom,

17. August 1955 (BGBl I 513) - :Abs 5 und 6 idF des Kranken—

versicherungsteiterentwicklungsgesetzes
vom

28.
Dezember 1976

(BGBl I
3871)

— blieb im Fall der Abrechnung der Gesamtvergütung

_
nach Einzelleistungen die Zusammensetzung der Ausschüsse und das

Verfahren hinsichtlich des Nachweises und der Prüfung der
ein-"

zelnen Leistungen der Ärzte einer Vereinbarung zwischen den Ver—

tragspartnern vorbehalten. Schon dieser Regelung
wurde

es ent-

gegenstehen‚
wenn die Kassen die Unwirtschaftlichkeit der Be?

handlungsweise außerhalb des geregelten Verfahrens geltend
machen

könnten. Die Prüfungsinstanzen erhielten dann durch 5 368n Abs 5

'
RVO idF des

Krahkenversicherungs-Kostendämpfungsgesetzes
vom

27. Juni 1977 (BGBl I 1069) völlige
Selbständigkeit_gegenüber

der KZÄV. Damit war die Gewährleistung einer den gesetzlichen und

-vertraglichen Erfbrdernissen
entsprechenden kassenzähnärztlichen

—Versorgung insoweit
von der KZÄV auf die

Prüfungsinstanzen
ver—

lagert werden. Sie
kann

die Kassen hinsichtlich der Wirtschaft—

lichkeitsprüfung auf das Verfahren der Prüfungsinstanzen
ver-2

(
weisen.

“Nach beiden Fassungen des % 368n RVO ist % 2ü EMV—Z dahin auszu—

legen, daß die Prüfungseinrichtungen auch den Schaden der Kran;

kenkassen aus einer unwirtschaftlichen Behandlungsweise festzu—

stellen haben. Dies ist der im BHV-Z geregelte Weg, auf dem die
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Kassen nach einer Kürzung wegen
Unwirtschaftlichkeit

nur ent—

sprechenden Herabsetzung der nach Ein2elleistungen berechneten

Gesamtvergütung kommen. Mit Recht führt das LSG aus, daß dami■

eine abschließende Regelung getroffen werden ist. Die Kranken-

Hessen können nicht auf anderem Weg zum Ziel kommen. wenn aber

das Wirtschaftliohkeitsprüfüngsverfahrén abgeschlossen oder das

Antragerecht der Kassen verbraucht ist, kann die Krankenkaäse die

Überprüfung der
Wirt50haftlichkeit

auch nicht mehr erzwingen,

indem sie ihren ErStattungsanspruch auf'die Unwirtsohaftliohkeit

der Behandlungsweise stützt.

Die Revisionen der Beklagten und des Beigelaäenen zu ?) führen

aus diesem Grund zur
Zurüokverweisung der Sache an das LSG. Eine

Kostenerstattung scheidet nach 5 193 Abs 4 SGG aus, da der Bei-

geladene zu 2) im Revisionsverfahren nicht vertreten war.
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